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Förderinstrumente flexibel ausgestalten"
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Der Der.rtsche Städtetag verfolgt die fortwährenden
Kürzungen bei den Eingliedemngsmitteln im SGB II
mit großer Sorge. Ich bitte Sie, dieses Schreiben auch
den Miteliedern des Ausschusses für Arbeit und
Soziales des Deutschen Bundestages zu übermitteln.

Die Mittel der aktiven Arbeitsförderung (Eingliede-
rungsmittell in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem SGB II sind in den vergangenen
Jahren kontinuierlich zurückgefahren worden. Für
das kommende Jahr ist eine weitere Küüung vorge-
sehen. Da viele Arbeitslose, die Leistungen der
Grundsicherung beziehen, langzeitarbeitslos sind,
konnten sie viel weniger von der Dynamik am Ar-
beitsmarkt profitieren als Kurzzeitarbeitslose. Im
Verhäitnis zurn Rückgang der Leistungsempfänger
sind die Mittelkürzungen bei den Eingliederungs-
leistuugen daher weit überprcportional.

Flankiert wurden die Mittelkürzungen durch eine
Reform der arbeitsmarktpolitischen Instrumente in
diesem Jair, die erhebliche Auswirkungen auf die
Umsetzung von Fördermaßnahmen für Langzeitar-
beitslose hatte und außerdem komplexe Umstel-
lungsprozesse bei den Jobcentern rlnd den Tdgern
von Bildungsmaßnahmen ausgelöst hat,

Die Maßnahmen und Küpungen treffen einen Per-
sonenkreis, der sowieso schon benachteiligt ist. Der
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Deutsche Städtetag befürchtet auch angesichts der
nachlassenden Dynamik am Arbeitsmarkt erhebliche
soziale Folgelasten ftir die Städte, letztlich aber für
das Gemeinwesen inssesamt. Die Städte fordern
daher rnit dem beigefügten Positionspapier nach-
drücklich eine Rücknahme der Kürzuneen bei den
Eing l iederungsmi t te ln  und e jne  F lex ib i l i s ie rung der
arbeitsmarktpolitischen Instrumente (Aulage).

In diesem Jahr entstehen aufgrund der Urnstellungs-
und Kürzungsprozesse Ausgabereste bei den Mitteln
der aktiven Arbeitsförderuns im SGB II. Um die
Folgen der aktuellen Entwicklungen abzufedern und
die auch für das komrnende ]ahr weiter geplanten
Kürzungen zumilldest teilweise auszugleichen, bit-
ten wir Sie dringend, sich in den anstehenden
Haushaltsberatungen kurzlristig für eine Ubertra-
gung dieser Restmittel in das nächste Jahr einzuset-
zen. Da sich angesichts von Planungsschwankungen
Ausgabereste nie ganz vermeiden lassen, wäre es im
Hinblick auf eine effiziente Mittelnutzung generell
angezeigt, den Jobcentern diese Möglichkeit zü er-
öflrlen.

Über eine tatkräftige Unteßtützung unserer Auliegen
- auch im Interesse einer nachhaltigen Förderung
lanezeitarbeitsloser Menschen - würden wir uns
sehi freuen.



Ausschussdrucksache 17(11)954 Ausschuss für Arbeit und Soziales

Entwicklung des lldnsftolasansdtzes für EingliederungsmalSnahmen im SGB II sowie Entwicuung der
Zohl det Bedorfsgemeinschaften, der etwerbsfähigen Hilfebedürftigen und der Arbeitslosen im ScB II
seit 2070'

Anlage

Positionspapier

Fördermittel fü r Langzeitarbeitslose nicht weiter
kürzen

- Förderinstrumente flexibel ausgestalten

In den vergangenen zwei Jahren sind die Mittel für
Eingliederungsmaßnahmen in der Grundsicherung
für Arbeitsuchende (SGB II) erheblich gekürzt wor-
den. Die Kürz[ng beläuft sich auf insgesamt etwa
40 Prozent des Mittelvolumens irn Vergleich zum
lahr 2010 - diese Mittelreduzierung steht in keinem

Fü das kommeode jahr ist eine weitere Reduzierung
der SGB ll-Eingliederungsmittel angekündigt wor-
den. Bereits ietzt stellen die SGB II-Träger vor Ort
gravierende Auswirkungen der Mittelkürzungen fest.
Die Mittelkürzuneen wirken sich insbesondere zu
Lasten von niederschwelligen, längerfiistigen und
komplexen Maßnahmen für arbeitsmarktferne Per-
sonetrgruppen, die der Stabilisierung und der Heran-
führue an den Arbeitsmarkt dienen. Besonders
zurückgegangen sind die Arbeitsgelegenheiten, die
bisher als niederschwelliges Maßnahmeangebot, oft
in Kombination mit sozial stabilisierenden und qua-
lifizierenden Elementen, durchgefü hrt wurden.

In den Jobcentem erfolgt zwangsläufig eine Konzent-
mtion der Mittel auf Kürzlristmaßnahmen, durch die
scheinbar schnelle Intesrationen erzielt werden
können. Die Träger befürchten jedoch eine gerirge
Nachhaltigkeit der Maßnahmen und längerlaistig
negative Effekte auf die Entwicklung der Hilfeemp-
fäneerzahlen. Obwohl mit der Reforrn des SGB II
Anfing 2011 eh Schwerpunkt auf die Reduzierung
der Langzeitarbeitslosigkeit gelegt wurde, werden
den Akteuren vor Ort gleichzeitig die finanziellen
Mittel genommen, nachhaltig auf dieses Ziel hinzu-
wfl(en,

Die Kürzung der Eingliederungsmittel wird flankiert
durch eine Reform der arbeitsmarktpolitischen In-
s l r umen le .  d i e  s i ch  eben la l l s  zu  L rs l en  von  s l ez ie l -
len Maßnahmen für Langzeitarbeitslose und ar-
beitsmarktferne PersoDengruppen auswirkt. So wut-
den insbesondere für die Arbeitsgelegenheiten Rest-
riktionen neu eingeführt und die flexible Kombina-
tion von Maßnahmen erschwert. Die Rede ist von
einem,,Paradigmenwechsel": Öffentl ich gefördefte
Beschäft igung wie Arbeitsgelegenheiten wird nach-
rangig ausgestallet und zuückgefüh , Maßnahmen

Verhältnis zum Rückgang der Zahlen der Hilfebe-
dürftigen im SGB II. Zwar sind insgesamt die Ar-
beitslosenzahleD in den vergaDgenen zwei Jahren
zurückgegangen, allerdings findet dieser Rückgang
in erster Linie im Bereich der Arbeitslosenver-
sicherung (SGB III) stalt, also bei den Kurzzeit-
A rbe i l s l osen .  D ie  f o l gende  Tabe l l e  ze ig l  e i nen  Übe r -
blick über die Entwicklune des Haushaltsansatzes
des Bundes für Eingliederungsleistungen im Rahmen
der Grundsicherune für Arbeitsuchende sowie die
Entwicklung der Zahlen der Bedarfsgerneinschaften,
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und der Ar-
beitslosen im Rechtskreis SGB II.

aus dem Rechtskreis des SGB Ill werden prioritär
behandelt. Zwar sind diese Maßnahmen unbestreit-
bar essentieller Bestandteil einer sinnvollen Arbeits-
förderung. Nicht alle Arbeitslosen können jedoch
davon profitieren, ohne zuvor wieder an Tagesstruk-
tur, Beschäftigung und gegebenenfalls Lernen heran-
geführt zu werden.

Die Frcie Förderung nach $ rof SGB Il wurde zwar
erweitert, durch das Beibehalten des Aufstockungs-
und Umgehungsverbots wird sich dieses innovative
Instrrment jedoch weiterhin nur äuße$t begrenzt
entfalten können. Hier ist ein srößercr Freimüm für
die Träeer vor Ort erforderlich.-
Der Deutsche Städtetag fordert daher:

1. Eine Benachteiligung von arbeitsmarktfernen
Peßonengruppen durch eine unzureichende
Mittelausstattuns im SGB II sowie eine einseiti-
ge Ausgestaltung des Förderinstrumentadums
muss vernieden werden. Die sozialen Foleekos-
ten  e iner  so lchen Ausr ich tuns  der  Arbe i ts fö rde-
runs sind unkalkulierbar utrd tteffett vor allem
die deutschen Städte, langfristig aber das Ge-
meinwesen insgesamt. Nach Auffassung des
Deutschen Städtetages ist hierfü ein grundle-
gendes Umsteuern in der Arbeitsmarktpolitik er-
forderlich: Statt wie bisher die Ansätze und In-
shumente der Rechtskrcise SGB II und SGB III
weiheichend zu integriercn, ist vielmehr eine
zielgruppengerechte Ausgestaltung der Arbeits-
lörderung getennt rrach dem Versicherungssys-
tem des SGB III und dem steuerfinanzierten
SGB IlSystem erforderlich.

2. Die Kürzung der SGB-Eingliederungsmittel und
durch die Rest ktionen bei den arbeitsmarktpo-
litischen Instrumenten wirken sich insbesonde-
rc zu Lasten von niederschwelligen Maßnahmen

Iahr Haushaltsansatz
EGT

Bedarß-
pemeinschaften

Erwerbsfähige
Hilfebedürftise

SGB II-
Arbeitslose

2010 6.6 Mrd. Euro 3.603.3  84 4.943.817 2.275.242

2077 5.3 Mrd. Euro 3.47 7 .A7A 4.770.397

2 0 7 2 4.4 Mrd. Euro 3 .336 .418 4.469.000 2.O70.851.

2 013 4.1Mrd.  Euro

Veränderune in o/o - 37.aa o/o - 7 ,47 0/o - 9.60 o/o .  B.9B o/o
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zur Stabilisierung und Heranführung an Be-
schäftigung im SGB II für Langzeitarbeitslose
aus. Die Bundesregiemng wird aufgefordert, die
erfolgten KüIzutrgen. der Eingliederungsmittel
zurückzunehmen, die tobcenter aufgabeuadä-
quat ausarstatten sowie negativen Auswirkun-
geu kurzft istig entgegelzusteuem,

3. Bund und Ltinder werden aufgefoldert, gemein-
sam auf eine flexible Änwendung der arbeits-
marktpolitischen Instrumeute hinzuwirken. Ein
weitreichender Nachmng der Arbeitsgelegenhei-
ten gegenüber allen andereu Förderinstrumen-
ten ist nicht emichtlich, Sie sollten weiterhin als

niederschwelliges Maßnahmeangebot fär schwer
vermittelbare Zielgruppen uueingeschränkt zür
Verfügung stehen. Die Nutzung der Frcien För-
derung sollte so weit wie möglich erleichtert
werden. Laugftistig ist eine emeute llberarbei-
tring der arbeitsmarktpolitischen Itrstrumente
zumindest für den Bereich des SGB II eebotetr.

1 Die Zo}]en für die Bedarfsg€moirschaften, die eruerbsQihi8en
Hilf€bedürftigen ud die sGB ll"Arbeitslosen siDd ahe Daten mit
wsrrezeit jeweils aus laruor des labe'


